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Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag Nr. 1787/2019 SPD-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Lerchenberg; 
hier: Carsharing 
 
 
Mainz, 20.01.2020 
 
gez. Eder 
 
Katrin Eder 
Beigeordnete 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Ortsbeirat Mainz-Lerchenberg nimmt den Sachstandsbericht zu Kenntnis.  
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Sachstandsbericht: 
 
Durch das „Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharing“ (CsgG) besteht für die Kommunen in Kür-
ze die Möglichkeit, Carsharing-Stellplätze im öffentlichen Stra-ßenraum auszuweisen. Aktuell 
wird geprüft, ob die Landeshauptstadt Mainz, auf Basis des  
neuen Landescarsharinggesetzes (derzeit kurz vor der Landtagsentscheidung), ein Vergabever-
fahren für Carsharing-Stellplätze umsetzt, das auch Carsharing in den Vororten erleichtert bzw. 
ermöglicht. 
 
Als erster Carsharing-Standort in Mainz-Lerchenberg ist der Standort Hindemithstraße im Bereich 
der Endhaltestelle der Mainzelbahn denkbar. Bei entsprechender Nachfrage ist die Vergabe wei-
terer Carsharing-Standorte möglich.  
 
Hierbei ist zu beachten, dass die Landeshauptstadt selbst kein Carsharing betreibt und es sich 
bei den meisten größeren Anbietern von Carsharing um privatwirtschaftlich organisierte Unter-
nehmen handelt. Entsprechend müssen neue Standorte eine ausreichende Nachfrage aufweisen, 
damit die Carsharing-Stationen wirtschaftlich betrieben werden können.  
 
Zusätzlich prüft die Landeshauptstadt Mainz aktuell die Möglichkeit, Carsharing-Stellplätze im 
öffentlichen Straßenraum in Form von räumlich verteilten Bündeln zu vergeben. Ein Bündel ent-
hält neben Stellplätzen im höher verdichteten Innenstadtbereich, auch Stellplätze in Vororten, in 
denen aktuell noch kein Carsharing angeboten wird. Dadurch soll eine Abdeckung mit Carsha-
ring-Stationen im gesamten Stadtgebiet gewährleistet werden. Die Verwaltung wird die Politik 
entsprechend auf dem Laufenden halten. 
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